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Die Pflegelücke wächst
Der aktuelle Pflege-Report 2030 der 
 Bertelsmann Stiftung beziffert die Pflege-
lücke bis 2030 auf rund eine halbe Million 
Vollzeitkräfte.
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Pflegeoase oder Einzelzimmer?
Einzel-, Doppelzimmer oder Pflegeoase: Auf 
Schlafdauer und Schlafstörungen von Menschen 
in einem fortgeschritten Stadium der Demenz 
hat die Wohnform keinen Einfluss.
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Gut fahren mit Pauschalen
Im Kreis Gütersloh gibt es seit mehr als zehn 
Jahren eine Regelung für die pauschale Finanzie-
rung ambulant betreuter WGs. Die Beteiligten 
sehen viele Vorteile.
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Von Malte Schmietendorf

Das Streikverbot in kirchlichen 
Einrichtungen hat weiterhin 
Bestand. Allerdings müssen da-
für die Gewerkschaften in die 
Verhandlungen um bessere Ar-
beitsbedingungen eingebunden 
werden. So hat es das Bundesar-
beitsgericht (BAG) am 20. No-
vember 2012 in einem Grund-
satzurteil entschieden. Fehlt es 
allerdings an dieser Einbindung, 
dürfen Gewerkschaften für die 
Durchsetzung ihrer Ziele zum Ar-
beitskampf aufrufen.

Erfurt. Das Urteil des Bundes-
arbeitsgerichtes bezieht sich auf 
zwei konkrete Fälle.
•	Fall 1: Im Jahre 2009 hatte die 

Gewerkschaft Verdi entgegen 
dem geltenden Streikverbot 
zu Warnstreiks in zwei Ein-
richtungen des Diakonischen 
Werks aufgerufen. Das Lan-
desarbeitsgericht Hamm ent-
schied zu Gunsten von Verdi, 
dass die Diakonie-Beschäftig-
ten in „verkündungsfernen 
Tätigkeiten“ wie etwa in der 
Küche oder der Gebäudereini-
gung durchaus streiken dürf-
ten. Gegen dieses Urteil wand-

te sich die Kirche mit ihrer 
Revision beim BAG.

•	Fall 2: Im zweiten Fall war die 
Diakonie in Norddeutschland 
bereit, einen Tarifvertrag mit 
Gewerkschaften zu verhan-
deln, aber nur, wenn zuvor auf 
Streiks verzichtet wird. Dies 
lehnte der Marburger Bund ab 
und rief zum Warnstreik auf. 

Das Landesarbeitsgericht gab 
der Gewerkschaft Recht. Wer 
Tarifverträge abschließe, müs-
se auch Streiks zulassen. Auch 
hiergegen zog die Diakonie vor 
das BAG.  

Die Richter des BAG mussten 
für ihre Entscheidung zwischen 
zwei Grundrechten abwägen. 

Auf der einen Seite das Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirchen, das 
auch das Recht beinhaltet, die Art 
der Lohnfindung zu bestimmen. 
Auf der anderen Seite die so ge-
nannte Koalitionsfreiheit, aus der 
sich das Streikrecht herleitet. Die 
Richter entschieden sich letzt-
endlich zu Gunsten der Kirchen: 
Die Diakonie sei Ausdruck des 

Bundesarbeitsgericht fällt Grundsatzurteil 

Kirchen dürfen Streiks weiterhin verbieten

Bonn (epd). Die Arbeiterwohl-
fahrt (AWO) hat auf ihrer Bundes-
versammlung eine höhere Bezah-
lung für soziale Berufe gefordert. 
Ziel müsse ein allgemeinverbind-
licher Tarifvertrag Soziales sein, 
sagte der AWO-Bundesvorsitzen-
de Wolfgang Stadler in Bonn. Nur 
so könne ein ruinöser Wettbewerb 
auf dem Rücken der Beschäftigten 
gestoppt werden. Die AWO habe 
deshalb Verhandlungen mit den 
anderen Wohlfahrtsverbänden 
aufgenommen.

In einem ersten Schritt will die 
AWO nach den Worten Stadlers 
einen für alle Sozialträger ver-

bindlichen Tarif für Altenpfleger 
erreichen. Würden sich AWO, Di-
akonie und Caritas einigen, wären 
50 Prozent aller Beschäftigten in 
der Altenpflege eingeschlossen. 
Damit sei das nötige Quorum 
erreicht, das diesen Tarifvertrag 
auch für andere Anbieter ver-
pflichtend mache. 

Stadler sehe gute Chancen für 
eine Einigung mit den kirchlichen 
Wohlfahrtsverbänden, nachdem 
das Bundesarbeitsgericht in Er-
furt das Streikverbot für kirchliche 
Mitarbeiter gelockert habe.

Zugleich fordert die AWO eine 
grundlegende Überarbeitung der 

Pflegeversicherung. Man müs-
se wegkommen von der „Minu-
tenpflege“, bei der Altenpfleger 
bestimmte Hilfsleistungen in-
nerhalb einer festgelegten Zeit 
erbringen müssen, sagte AWO-
Präsident Wilhelm Schmidt. 

Zugleich mahnte er Maßnah-
men gegen Altersarmut an. Wer 
eine bestimmte Zeit in die Renten-
kasse eingezahlt habe, müsse am 
Ende auch eine garantierte Rente 
über dem Niveau von Hartz IV be-
kommen. 

INFORMATION
www.awo.org

Ruinöser Wettbewerb muss gestoppt werden

AWO fordert einheitlichen Tarifvertrag Soziales

ÜBERBLICK

Nachrichten
Neuer Expertenstandard
Die Vertragspartner auf 
Bundesebene haben erstmals 
beschlossen, die Entwicklung 
eines Expertenstandards aus-
zuschreiben: Erhaltung und 
Förderung der Mobilität von 
Pflegebedürftigen.
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QMpraxis
Binden mit Konzept
Mit zunehmendem Fachkräf-
temangel kommt es mehr und 
mehr darauf an, Leistungs-
träger an das Unternehmen 
zu binden und ihre Beschäf-
tigungsfähigkeit zu erhalten 
und zu fördern. 
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Heime
Mitarbeiter im Nachtdienst
Insbesondere durch Schnitt-
stellen von Spät- zu Nacht-
diensten sowie von den 
Nacht- zu den Frühdiensten 
lassen sich Arbeitsspitzen 
abfangen.
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Ambulante Dienste
Wohnung für Demenzkranke
Eine bundesweit einmali-
ge Musterwohnung ist in 
Schleswig-Holstein eröffnet 
werden. Wohnraumberater 
sollen dort lernen, was bei der 
Ausstattung einer Wohnung 
für Menschen mit Demenz 
wichtig ist. 
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Markt
Technik gegen Stürze
Mit intelligenter Technik 
konnte eine Einrichtung in 
Niedersachsen Stürze redu-
zieren und das Pflegeteam 
erheblich entlasten.
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Kontakt zur Redaktion
Anregungen, Lob oder 
Kritik? Wir freuen uns über 
Ihre Nachricht: Tel. (05 11) 
9 91 01 40; E-Mail:  
carekonkret@vincentz.net, 
Internet: www.carekonkret.
vincentz.net

Arbeitnehmer im Streik – dieses Bild wird wohl auch zukünftig in kirchlichen Einrichtungen eher die Ausnahme sein. 
Zwar hat das Bundesarbeitsgericht das Streikverbot etwas gelockert, es bleibt aber in der Hand der Kirchen, Arbeits-
kämpfe weiterhin auszuschließen.  Foto: imago
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Nachrichten
Stimmen zum Urteil

Diakonie
Die Diakonie begrüßte das 
BAG-Urteil: In der Sache sei das 
Selbstbestimmungsrecht der 
Kirchen klar bestätigt worden. 
Zum Thema Streik sagte der 
Diakonie-Präsident Johannes 
Stockmeier: „Über 40 Jahre 
Erfahrung mit dem Dritten 
Weg zeigen, dass auch ohne 
Arbeitskampfmaßnahmen gute 
Tarifwerke gemeinschaftlich mit 
der Mitarbeiterschaft entwickelt 
werden können.“ Die Diakonie 
habe sich vorgenommen, die 
Ausgestaltung der Arbeitsrechts-
regelungen mit den Sozialpart-
nern – also den Gewerkschaften 
– weiter zu entwickeln. 

Caritas 
„Wir begrüßen, dass das Bun-
desarbeitsgericht das Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirchen, 
das im Grundgesetz verankert 
ist, grundsätzlich bestätigt hat“, 
betonte Caritas-Präsident Peter 
Neher. Zwar habe das BAG ent-
schieden, dass Gewerkschaften in 
das Verfahren des Dritten Weges 
organisatorisch eingebunden 
sein sollten. Welche konkreten 
Konsequenzen dies künftig im 
kirchlichen Arbeitsrecht haben 
wird, könne jedoch erst bewertet 
werden, wenn die schriftliche 
Urteilsbegründung vorliegt. 

Gewerkschaft und Politik
Der Vorsitzende des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, Michael 
Sommer: „Es ist gut, dass ohne 
Gewerkschaften nichts läuft, 
wenn es um verbindliche Ar-
beitsbedingungen in kirchlichen 
Einrichtungen geht.“

Verdi-Chef Frank Bsirske sagte, 
dass das Gericht die Koaliti-
onsfreiheit gestärkt habe. Er 
forderte die Diakonie auf, mit 
Verdi einen Tarifvertrag „Sozia-
les“ abzuschließen. 

Die Union sieht sich mit dem 
Urteil bestätigt, nicht gesetzge-
berisch in die Arbeitsrechtsrege-
lungen der Kirchen einzugreifen, 
sagte Peter Weiß, Vorsitzender 
der Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Die arbeitsmarktpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestags-
fraktion, Anette Kramme, sprach 
von einer „überfälligen Entschei-
dung“. 

Renate Künast (Grüne) nann-
te das Urteil „einen Schritt in 
die richtige Richtung“. Das 
Streikrecht dürfe nicht pauschal 
ausgeschlossen werden.

Linken-Chef Bernd Riexinger 
hieß das Urteil gut. Streiken 
sei ein Grundrecht. Jetzt müsse 
auch das Streikverbot für Beamte 
fallen, schrieb er bei Twitter. 
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Glaubensbekenntnisses und so-
mit vom Selbstbestimmungsrecht 
der Kirchen umfasst. Ob sich ein 
Diakonie- oder Caritasbetrieb von 
einem privatwirtschaftlichen un-
terscheidet oder nicht, sei dafür 
unerheblich. Die Differenzierung 
zwischen verkündigungsnahen 
und verkündigungsfernen Auf-
gaben stehe nur den Kirchen zu. 
Über den Weg der Lohnfindung 
könne die Kirche selbst entschei-
den. Sie könne dabei auch Ta-
rifverträge mit Gewerkschaften 
unter Ausschluss des Streikrechts 
abschließen.     

BAG stärkt das Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen

Das BAG stärkt mit seinen Ur-
teilen das Selbstbestimmungs-
recht der Kirchen und billigt den 
so genannten „Dritten Weg“ auch 
in Zukunft. Dabei werden Löhne 
und Arbeitsbedingungen ohne 
Beteiligung der Gewerkschaften 
in Kommissionen festgelegt, die 
paritätisch von Arbeitgebern und 
Beschäftigten besetzt werden. 
Um Arbeitskämpfe weiterhin aus-
schließen zu können, muss die-
ser Dritte Weg künftig allerdings 
zwei Bedingungen erfüllen: Die 
Gewerkschaften müssen an den 
Verhandlungen über die Arbeits-
bedingungen teilnehmen können. 
Zudem muss das Ergebnis der 

Verhandlungen, das im Streitfall 
durch eine Schlichtung festgelegt 
werden kann, für die Arbeitgeber 
verbindlich sein und den Arbeits-
verträgen zugrunde gelegt wer-
den.   

In den vom BAG entschiedenen 
Fällen waren diese Bedingungen 
allerdings nicht erfüllt. Deswegen 
hat die Gewerkschaft Verdi die 
Prozesse gewonnen. In der Sache 
selbst hat die Gewerkschaft aller-
dings verloren, weil sie mit ihrer 
Forderung nach einem generellen 
Streikrecht nicht durchgedrun-
gen ist. Besonders bitter ist der 
Sieg, weil Verdi in den entschie-
denen Fällen nun nicht vor das 
Bundesverfassungsgericht oder 
den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte ziehen kann, 
da sie vor dem BAG schließlich 
erfolgreich war. Die Kirchen wer-
den diesen Gang wohl nicht be-
schreiten, schließlich müssen sie 
ihre Praxis des Dritten Wegs nur 
geringfügig ändern, um weiterhin 
Streiks ausschließen zu können. 

INFORMATION
Der Autor ist Fachanwalt für 
Arbeitsrecht in der Fach-
kanzlei für die Sozialwirt-
schaft Iffland & Wischnewski 
Rechtsanwälte, Internet: 
www.iffland-wischnewski.de

Von Matthias Möhring-Hesse

Zwar haben die Gewerkschaften im 
konkreten Streitfall „gewonnen“; 
grundsätzlich hat aber wieder ein-
mal ein bundesdeutsches Gericht 
in höchster Instanz dem Selbst-
bestimmungsrecht der Kirchen 
den Vorrang gegeben – und ihnen 
damit das Recht eingeräumt, die 
eigenen Arbeitsverhältnisse selbst  
– und eben auch abweichend von 
staatlichen Ordnungen – zu re-
geln. Überzeugen muss das nicht: 
Zweifelsohne haben die Kirchen 
das Recht, ihre liturgischen, pas-
toralen und diakonischen Dienste 
selbst zu ordnen.  Und sie haben 
das Recht, sich dabei auch des ge-
sellschaftlichen Instruments der 
Beschäftigung per Arbeitsvertrag 
zu bedienen.

Wohlgemerkt: Sie haben das 
Recht; und nicht: Sie sind dazu ge-
zwungen. Wenn sie sich aber – in 
aller Freiheit – dieses Instruments 
bedienen, dann darf man doch 
auch erwarten, dass sie sich seiner 
vollständig bedienen – mit all den 
Regelungen, die für die Beschäfti-
gung per Arbeitsvertrag vorgese-
hen sind. Das BAG sieht das nun 
aber anders und bestätigt damit das 
Recht der Kirchen und ihrer Wohl-
fahrtsverbände, bei ihren Arbeits-
verhältnissen einen eigenen, den 

Dritten Weg 
zu beschrei-
ten. Verdi 
und Mar-
burger Bund 
sind damit 
vor dem Bun-
desarbeits-
gericht im 
G r u n d s a t z 

gescheitert. Vor allem Verdi hat-
te die Gunst der Stunde, nämlich 
die überall aufbrechenden Tarif-
konflikte in der kirchlichen Wohl-
fahrtspflege, nutzen wollen, dem 
Dritten Weg ein Ende zu bereiten.

So wenig das Urteil, so wenig 
muss aber auch diese Einschätzung 
einer „Gunst der Stunde“ über-
zeugen: Dass in der kirchlichen 
Wohlfahrtspflege Tarifkonflikte 
an Schärfe gewinnen, ist nicht da-
rin begründet, dass sie auf dem 
Dritten Weg ausgetragen werden. 
An Schärfe gewinnen in Caritas 
und Diakonie die Auseinanderset-
zungen über die Löhne, weil auf 
den Handlungsfeldern, auf denen 
(nicht nur) die kirchliche Wohl-
fahrtspflege aktiv ist, ein Preiswett-
bewerb losgetreten wurde, der vor 
allem über die Löhne der Beschäf-
tigten ausgetragen wird. 

Nach meiner Einschätzung be-
trachtet die Mehrzahl der in der 
kirchlichen Wohlfahrtspflege Be-

schäftigten das kirchliche Arbeits-
recht als eine Art Bollwerk gegen 
den Preiswettbewerb, als eine 
Möglichkeit, Schlimmeres für die 
Beschäftigten zu verhindern. Sie 
können auf eine schlechtere Ent-
lohnung selbst in den Bereichen 
verweisen, in denen auf dem Zwei-
ten Weg, also unter Beteiligung der 
Gewerkschaften und bei der Mög-
lichkeit, mit Streik zu drohen, ver-
handelt wurde. 

Keineswegs machtlos

Und sie verweisen auf die ver-
gleichsweisen schlechten Voraus-
setzungen, etwa auf den niedrigen 
gewerkschaftlichen Organisati-
onsgrad in den Kirchen und deren 
Wohlfahrtsverbänden, um die Inte-
ressen der Beschäftigten dort wirk-
sam auf dem Zweiten Weg vertreten 
zu können. Zumindest diesen Be-
schäftigten, ob eine Mehrheit oder 
nicht, kommt das Erfurter Urteil 
mit seiner Bestätigung des Dritten 
Wegs entgegen. Ihnen bietet dieses 
Urteil aber mehr als diese Bestäti-
gung; es schärft darüber hinaus die 
Möglichkeit, den Dritten Weg als 
Bollwerk gegen die Auswüchse ei-
nes ruinösen Preiswettbewerbs zu 
nutzen. Das Gericht verlangt näm-
lich eine höhere Verbindlichkeit der 
für den „dritten Weg“ geltenden 

Verfahren und der dabei ausgehan-
delten Vereinbarungen; und es ver-
langt, dass Gewerkschaften an die-
sen Verhandlungen mitwirken und 
so die Interessen der Beschäftigten 
in den Kirchen und deren Wohl-
fahrtsverbände vertreten können. 

Dass die Gewerkschaften dort 
nicht mit einem Streik drohen 
können, macht sie dort nicht zum 
zahnlosen Tiger. Als „Moralun-
ternehmen“ sind die Kirchen und 
ihre Wohlfahrtsverbände nämlich 
anderweitig, vielleicht sogar wirk-
samer als über Streik, verletzbar, 
nämlich über öffentliche Kritik 
etwa am „Lohndumping“ in Ca-
ritas und Diakonie. Auch wenn 
das Erfurter Grundsatzurteil mit 
der Bestätigung des Dritten Wegs 
nicht überzeugen muss, die Be-
schäftigten auf eben diesem Weg 
sind keineswegs machtlos – und, 
wie man in den letzten Jahren se-
hen konnte, wissen sie von ihrer 
Macht und nutzen diese. 

INFORMATION
Der Autor ist Professor für 
Theologische Ethik/Soziale-
thik an der an der Universität 
Tübingen. Von 1999 bis 2002 
arbeitete Möhring-Hesse 
bei der IG Metall, Abteilung 
Tarifpolitik.

Dritter Weg: Das Bollwerk gegen Preisdumping

„Das ist keine Revolution“

Von Hans-Peter Hoppe, Vorsitzender des Diako-
nischen Dienstgeberverbandes Niedersachsen

Das BAG hat festgestellt, dass der Dritte Weg 
weiterhin besteht. Allerdings ist die Auflage an 
die Diakonie, die Regelungen des Dritten Weges 
verbindlich zu gestalten. Gelingt das, wird es 
auch in Zukunft keine Streiks in diakonischen Einrichtungen geben. 
Der bis jetzt manchmal ausgesprochen großzügige Umgang mit 
den gesetzlichen Regelungen, der mancher Einrichtung Ausweich-
möglichkeiten ließ, ist damit nicht mehr möglich. Der Diakonische 
Dienstgeberverband Niedersachsen (DDN) begrüßt diese Konse-
quenz ausdrücklich. 

Der DDN wiederholt seit Jahren immer wieder, dass er ein Interesse 
an einem verbindlichen Tarifvertrag „Soziales“ hat, der die Entgelt-
bedingungen für alle in der Sozialbranche regelt. Dies ist umsetzbar, 
wenn alle Träger der freien Wohlfahrtspflege bereit sind mitzuwirken. 
Da Verdi ja durchaus schon Verhandlungspartner bei den nichtkirch-
lichen Trägern der freien Wohlfahrtspflege ist, haben wir schon mehr-
fach nachdrücklich darum gebeten, dass die Gewerkschaft dort ihren 
Einfluss geltend macht. Dass es auch in der rechtlichen Umsetzung 
noch der politischen Arbeit bedarf, ist uns bewusst.

Schon vor dem Urteil haben wir den Vertretern der Mitarbeitenden 
das Angebot gemacht, mit den Gewerkschaften Verdi und Marburger 
Bund in ein Gespräch einzusteigen, in dem wir die Weiterentwicklung 
des kirchlichen Arbeitsrechtes klären wollen. Das ist keine Revolution 
– schon in den letzten Jahren hat es immer drei Plätze in der Arbeits-
rechtlichen Kommission gegeben, die von der Gewerkschaft hätten 
besetzt werden können. Allerdings hat sich die Gewerkschaft gewei-
gert, im Dritten Weg mitzuarbeiten. Das kann sich ja nun ändern. Der 
DDN ist jedenfalls zur Zusammenarbeit nach wie vor bereit.  


